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Marburg, Juni 2023 
 

 
 

M a n d a n t e n b r i e f  I I / 2 0 2 3  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über rechtliche und steuerliche Änderungen. 
 
Bedeutsam sind die EuGH-Entscheidung zur Ein-
schränkung der Einsichtnahme im Transparenz-
register und die Änderungen in der Pflegeversi-
cherung. 
 
Gerne können Sie den Mandantenbrief zukünftig 
auch per Email erhalten. Sollten Sie dies wün-
schen, bitten wir um Mitteilung Ihrer Email- 
Adresse an maren.weichsel@gwb-partner.de. 
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu ein-
zelnen Themen noch Fragen haben, stehen wir 
Ihnen gern zur Verfügung.  
 

Mit freundlichen Grüßen  
GWB Boller & Partner mbB 

 
 
 
Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
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Termine Juli – September 2023 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

10.07.2023 13.07.2023 07.07.2023 

dto. 10.08.2023 14.08.2023 07.08.2023 
dto. 11.09.2023 14.09.2023 08.09.2023 
Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanz-
amt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.07.2023 13.07.2023 07.07.2023 
dto. 10.08.2023 14.08.2023 07.08.2023 
dto. 11.09.2023 14.09.2023 08.09.2023 
Einkommensteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszuschlag 

11.09.2023 14.09.2023 08.09.2023 

Körperschaftsteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

11.09.2023 14.09.2023 08.09.2023 

Gewerbesteuer 15.08.2023 18.08.2023 11.08.2023 
Grundsteuer 15.08.2023 18.08.2023 11.08.2023 
Sozialversicherung5 27.07.2023 entfällt entfällt 
dto. 29.08.2023 entfällt entfällt 
dto. 27.09.2023 entfällt entfällt 

 
 

Kryptowährungen: Veräußerungsgewinne sind steuerpflichtig 
 
Der Kläger hatte verschiedene Kryptowährungen erworben, getauscht und wieder veräußert. Im Einzelnen handelte es 
sich um Geschäfte mit Bitcoins, Ethereum und Monero, die der Steuerpflichtige privat tätigte. Er erzielte daraus einen 
Gewinn in Höhe von insgesamt 3,4 Millionen Euro. Mit dem Finanzamt kam es zum Streit darüber, ob der Gewinn aus der 
Veräußerung und dem Tausch von Kryptowährungen der Einkommensteuer unterliegt. Die vom Steuerpflichtigen beim 
Finanzgericht erhobene Klage war ganz überwiegend erfolglos. 
 
Der Bundesfinanzhof6 hat die Steuerpflicht der Veräußerungsgewinne aus Bitcoin, Ethereum und Monero bejaht. Bei Kryp-
towährungen handelt es sich um Wirtschaftsgüter, die bei einer Anschaffung und Veräußerung innerhalb eines Jahres der 
Besteuerung als privates Veräußerungsgeschäft unterfallen. Virtuelle Währungen (Currency Token, Payment Token) stellen 
ein "anderes Wirtschaftsgut" dar7. Virtuelle Währungen sind wirtschaftlich betrachtet als Zahlungsmittel anzusehen. Sie 
würden auf Handelsplattformen und Börsen gehandelt, hätten einen Kurswert und könnten für direkt zwischen Beteiligten 
abzuwickelnde Zahlungsvorgänge Verwendung finden. Wenn Anschaffung und Veräußerung oder Tausch der Token in-
nerhalb eines Jahres erfolgen, unterfallen daraus erzielte Gewinne oder Verluste der Besteuerung. 
 
Hinweis 
Der Bundesfinanzhof bestätigt mit seinem Urteil die Ansicht der Finanzverwaltung8.  
 
Das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage des Digitalverbands Bitkom zeigt, dass rund ein Drittel der Befragten (32 %) 
sich vorstellen können, in Zukunft Kryptowährungen zu kaufen. Dabei haben 3 % bereits in der Vergangenheit gekauft, 
6 % haben das fest vor und 23 % wollen es auf jeden Fall nicht ausschließen. Somit ist dieses Thema von großer Relevanz. 
 

 
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 

(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4  Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für 

das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5  Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 

empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. 
zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fällig-
keitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 

6 Bundesfinanzhof, Urteil IX R 3/22 vom 14.02.2023; LEXinform 0953889 
7 § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG 
8 Bundesfinanzministerium, Schreiben (koordinierter Ländererlass) IV C 1 -S-2256 / 19 / 10003:001 vom 10.05.2022, Lexinform 7013159 
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Abzug von außergewöhnlichen Belastungen  
vom Gesamtbetrag der Einkünfte 

 
Im Einkommensteuerrecht gibt es den Begriff der „außergewöhnlichen Belastung“, für die in den §§ 33, 33a und 33b EStG 
Regeln zum Abzug von den Einkünften enthalten sind. Es gibt drei unterschiedliche Abzugsbereiche, die in diesem Zusam-
menhang in Betracht kommen: 
 
1. Außergewöhnliche Belastungen, die durch den Unterhalt/die Berufsausbildung einer gesetzlich unterhaltsberechtigten 

Person entstehen (i. d. R. Kinder oder Eltern) 
 

2. Pauschbeträge für Kosten, die Behinderten und Hinterbliebenen entstehen (§ 33b EStG) 
 

3. Zwangsläufig anfallende größere Aufwendungen beim Steuerpflichtigen bzw. zusammenveranlagten Partner (§ 33 
Abs. 1 bis 3 EStG) 

 
Die Voraussetzungen und die Höhe der Abzüge für die Gruppen 1. und 2. ergeben sich durch feste Pauschbeträge und 
Nachweisvoraussetzungen, daher soll die 3. Gruppe näher betrachtet werden. Hier sind Kosten gemeint, die bei jedem 
Steuerpflichtigen anfallen können. Den größten Anteil nehmen wohl krankheitsbedingte Aufwendungen ein, soweit sie 
nicht durch die Krankenkassen oder bei Beamten durch die Beihilfe der staatlichen Arbeitgeber getragen werden. Als eine 
weitere Gruppe von Aufwendungen sind Ersatzbeschaffungen zu nennen, die durch Naturereignisse, wie z. B. Brand, 
Hochwasser, u. a. für notwendige Sachgegenstände erforderlich geworden sind. Diese Gegenstände können sein: Klei-
dungsstücke, Hausrat, Einrichtungsgegenstände einer normalen Wohnung. 
 
Die Ersatzanschaffungen müssen der Höhe nach notwendig und angemessen sein und können für den Steuerpflichtigen, 
seinen/seine Partner/in und im Haushalt lebende Kinder in Betracht kommen. Hierfür muss der Steuerpflichtige jedoch 
glaubhaft darlegen, dass er den Schaden nicht verursacht hat und auch keine Ersatzansprüche bestehen. Wenn übliche 
Versicherungsmöglichkeiten nicht wahrgenommen wurden, liegt keine steuerlich berücksichtigungsfähige Belastung vor. 
Aber auch die Kosten einer Beisetzung im angemessenen Rahmen für nahe Angehörige, die kein Vermögen hinterlassen 
haben, fallen unter 3.  
 
Alle Belastungen dieser 3. Gruppe sind je Kalenderjahr zusammenzurechnen. Von dieser Summe wird die „zumutbare 
Eigenbelastung“ abgezogen. Diese richtet sich nach der Höhe der Einkünfte und der Kinderzahl und beträgt zwischen 1 % 
und 7 % des Gesamtbetrags der Einkünfte, also vor Abzug der Sonderausgaben und sonstiger Freibeträge. Die Steuer-
rechtsprechung hat sich über Jahre hinweg mit einer Reihe von Kosten befasst und sie in Bezug auf den Abzug beurteilt. 
Beispielhaft seien folgende Fälle genannt:  
 
· behinderungsbedingte Mehrkosten für den Umbau oder die Errichtung eines Wohnhauses/einer Wohnung: Abzugsfä-

hig, darunter können auch durch eine Behinderung erforderliche Möbel-anschaffungen oder die Anschaffung behin-
derungsgerechten Geschirrs fallen. 
 

· Treppenlift: Kosten können abzugsfähig sein, wenn die medizinische Notwendigkeit durch den zuständigen Amtsarzt 
bestätigt wird. 

 
· Aussteuer für die Tochter: Dafür von den Eltern aufgewandte Kosten anlässlich der Heirat sind regelmäßig nicht 

(mehr) als zwangsläufig anzusehen. 
 

· Diätverpflegung: Keine außergewöhnliche Belastung! 
 

· Heilkuraufwendungen: Abzugsfähig, wenn zur Heilung oder Linderung einer Krankheit nachweislich notwendig und 
die Kosten nicht von einer Krankenkasse erstattet werden. 

 
· Erpressungsgelder: Keine außergewöhnliche Belastung, wenn der Erpressungsgrund selbst ohne Zwang geschaffen 

wurde. Bei Zwangsläufigkeit kann aber Abzug gegeben sein. 
 

· Kapitalabfindung von Unterhaltsansprüchen: Abzug scheidet in aller Regel aus, weil nicht zwangsläufig entstanden. 
 
 

Besteuerung eines Promotionsstipendiums 
 
Leistungen aus einem Promotionsstipendium können der Einkommensteuer unterliegen. Nach einer Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs9 ist dies jedenfalls dann der Fall, wenn der Stipendiat eine wirtschaftliche Gegenleistung zu erbringen 
hat und keine Steuerbefreiungsvorschrift eingreift. 
 

 
9 Bundesfinanzhof, Urteil X R 21/20 vom 28.09.2022, LEXinform 0952904 
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Berechnung der AfA: Restnutzungsdauer eines Mietobjekts  

nach Immobilienwertverordnung 
 
Von einem Steuerpflichtigen können eingeholte Wertgutachten, in denen die Restnutzungsdauern von Mietobjekten nach 
der Immobilienwertverordnung (ImmoWertV) berechnet werden, der Ermittlung der Abschreibung für Abnutzung (AfA) 
zugrunde gelegt werden. So entschied das Finanzgericht Münster1011.  
 
Den Steuerpflichtigen steht nach den Grundsätzen des Urteils des Bundesfinanzhofs12 ein Wahlrecht zu, sich mit den 
typisierten AfA-Sätzen zufriedenzugeben oder eine tatsächlich kürzere Nutzungsdauer geltend zu machen und darzulegen. 
Dabei ist keine Gewissheit über eine kürzere tatsächliche Nutzungsdauer erforderlich. Vielmehr kann allenfalls größtmög-
liche Wahrscheinlichkeit verlangt werden, sodass eine Schätzung des Steuerpflichtigen nur dann zu verwerfen ist, wenn 
sie eindeutig außerhalb des angemessenen Schätzungsrahmens liegt. Dabei kann das Verfahren der Gebäudesachwerter-
mittlung nach der ImmoWertV Anwendung finden, auch wenn dieses eine modellhafte Berechnung darstellt, die nicht 
primär auf die Ermittlung der tatsächlichen Nutzungsdauer nach dem Einkommensteuergesetz13 gerichtet ist. Ausgehend 
von diesen Grundsätzen sind daher auf Grundlage eingereichter Gutachten ermittelte Restnutzungsdauern nicht zu bean-
standen. 
 
 

Keine Steuerermäßigung für Aufwendungen für ein  
Hausnotrufsystem ohne Sofort-Hilfe 

 
Die Klägerin hatte ihre Wohnung mit einem Hausnotrufsystem ausgestattet. Der mit dem Anbieter geschlossene Vertrag 
beinhaltete jedoch lediglich die Bereitstellung des Hausnotruf-Geräts und einen 24-Stunden-Bereitschaftsservice. Das Fi-
nanzamt berücksichtigte die geltend gemachten Aufwendungen für das Hausnotrufsystem nicht als haushaltsnahe Dienst-
leistung. Das Finanzgericht gab der Klage allerdings statt.  
 
Der Bundesfinanzhof14 hielt die Entscheidung des Finanzamts für rechtmäßig. Die Steuerermäßigung nach § 35a Einkom-
mensteuergesetz kann nur für haushaltsnahe Dienstleistungen in Anspruch genommen werden, die im Haushalt des Steu-
erpflichtigen erbracht werden. An letzterer Voraussetzung fehlt es hier, denn die Klägerin zahlt im Wesentlichen für die 
vom Anbieter des Hausnotrufsystems eingerichtete Rufbereitschaft sowie für die Entgegennahme eines eventuellen Not-
rufs. Die Rufbereitschaft und die Entgegennahme von eingehenden Notrufen in der Servicezentrale sowie gegebenenfalls 
die Verständigung Dritter, damit diese vor Ort Hilfe leisten, erfolgt außerhalb der Wohnung der Klägerin und damit nicht 
in deren Haushalt. 
 
Hinweis 
Das Urteil grenzt sich von der Entscheidung des Bundesfinanzhofs15 betreffend Aufwendungen für ein Notrufsystem in 
einer Seniorenresidenz ab. Dort erfolgte der Notruf über einen sog. Piepser unmittelbar an eine Pflegekraft, die sodann 
auch die erforderliche Notfall-Soforthilfe vor Ort übernahm. 
 
 

Veräußerung eines Miteigentumsanteils am Einfamilienhaus anlässlich  
Ehescheidung als privates Veräußerungsgeschäft steuerbar 

 
Wenn der geschiedene Ehegatte im Rahmen der Vermögensauseinandersetzung anlässlich der Ehescheidung seinen Mit-
eigentumsanteil an dem gemeinsamen Einfamilienhaus an den früheren Ehepartner veräußert, kann der Verkauf als pri-
vates Veräußerungs-geschäft der Besteuerung unterfallen. So entschied der Bundesfinanzhof16. 
 
Ein steuerpflichtiges privates Veräußerungsgeschäft liegt laut Bundesfinanzhof vor, wenn eine Immobilie innerhalb von 10 
Jahren angeschafft und wieder veräußert wird. Dies gilt auch für einen hälftigen Miteigentumsanteil, der i. R. der Vermö-
gensauseinandersetzung nach einer Ehescheidung von einem Miteigentümer an den anderen veräußert wird. Zwar ist die 
Veräußerung einer Immobilie dann nicht steuerbar, wenn die Immobilie durchgängig zwischen Anschaffung und Veräuße-
rung oder im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird. 
Ein in Scheidung befindlicher Ehegatte nutzt das in seinem Miteigentum stehende Immobilienobjekt aber nicht mehr zu 
eigenen Wohnzwecken, wenn er ausgezogen ist und nur noch sein geschiedener Ehegatte und das gemeinsame Kind 
weiterhin dort wohnen. Eine das Vorliegen eines privaten Veräußerungsgeschäfts ausschließende Zwangslage, wie z. B. 
bei einer Enteignung oder einer Zwangsversteigerung, lag hier nicht vor. Zwar hatte die geschiedene Ehefrau ihren Ex-
Partner erheblich unter Druck gesetzt. Letztlich hat dieser aber seinen Anteil an dem Einfamilienhaus an seine geschiedene 
Frau freiwillig veräußert. 

 
10 Finanzgericht Münster, Urteil 1 K 3840/19 vom 14.02.2023, LEXinform 5025265 
11 Finanzgericht Münster, Urteil 1 K 3841/19 vom 14.02.2023, LEXinform 5025266 
12 Bundesfinanzhof, Urteil IX R 25/19 vom 28.07.2021, LEXinform 0952459 
13 § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG 
14 Bundesfinanzhof, Urteil VI R 7/21 vom 15.02.2023, LEXinform 0953556 
15 Bundesfinanzhof, Urteil VI R 18/14 vom 03.09.2015, LEXinform 0934652 
16 Bundesfinanzhof, Urteil IX R 11/21 vom 14.02.2023, LEXinform 0953480 
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DAC7-Umsetzungsgesetz „Modernisierung der Betriebsprüfung“ 

 
Das Ziel des DAC7-Umsetzungsgesetzes ist u. a. ist die Verkürzung der teilweise langen Zeiträume zwischen Prüfungsbe-
ginn und dem Abschluss einer Außenprüfung, also die Beschleunigung und zeitnähere Durchführung von Betriebsprüfun-
gen. Die beabsichtigte Beschleunigung soll jedoch oftmals durch Verschärfungen für den Steuerpflichtigen erreicht werden.  
 
So werden die Mitwirkungspflichten weiter verschärft. Aufzeichnungen sind dann (erstmals auf Steuern und Steuervergü-
tungen anzuwenden, die nach dem 31.12.2024 entstehen) jeweils innerhalb einer Frist von 30 Tagen nach Anforderung 
oder nach Bekanntgabe der Prüfungsanordnung vorzulegen.  
 
Ein weiterer belastender Aspekt enthält die Verpflichtung, Prüfungsfeststellungen auch in anderen Steuererklärungen zu 
berücksichtigen und diese zu korrigieren, wenn es zu einer Änderung von Besteuerungsgrundlagen kommt. Im Ergebnis 
eine weitere Verlagerung von Aufgaben der Finanzverwaltung auf den Steuerpflichtigen.  
 
Die Finanzbehörde soll künftig bereits mit der Bekanntgabe der Prüfungsanordnung auch Buchführungsunterlagen anfor-
dern können, die innerhalb einer angemessenen Frist, ggf. bereits vor Beginn der Außenprüfung, vorzulegen sind. Anhand 
der daraufhin eingereichten Unterlagen können dann insbesondere Prüfungsschwerpunkte für die Außenprüfung festgelegt 
werden. Wurden Unterlagen vorgelegt, sollen dem Steuerpflichtigen die beabsichtigten Prüfungsschwerpunkte der Außen-
prüfung mitgeteilt werden. Die Nennung von Prüfungsschwerpunkten stellt allerdings keine Einschränkung der Außenprü-
fung auf bestimmte Sachverhalte dar. Die Prüfungsanordnung soll bis zum Ablauf des Kalenderjahres erlassen werden, 
das auf das Kalenderjahr folgt, in dem der Steuerbescheid wirksam geworden ist. Eine spätere Bekanntgabe soll den 
Fristbeginn für die Ablaufhemmung nicht verschieben. 
 
Ein vollkommen neues Instrument wird mit dem qualifizierten Mitwirkungsverlagen eingeführt. Damit kann der Außenprü-
fer im eigenen Ermessen entscheiden, den Steuerpflichtigen nach Ablauf von sechs Monaten seit Bekanntgabe der Prü-
fungsanordnung schriftlich oder elektronisch zur Mitwirkung auffordern. Kommt der Steuerpflichtige. seinen Mitwirkungs-
pflichten nicht oder nicht hinreichend nach, wird ein Bußgeld festgesetzt. Dieses Mitwirkungsverzögerungsgeld beträgt 75 
Euro für jeden vollen Kalendertag der Mitwirkungsverzögerung und kann für maximal 150 Kalendertage erhoben werden 
(max. 11.250 Euro). Neben einer vorliegenden Mitwirkungsverzögerung kann außerdem bei Vorliegen bestimmter Voraus-
setzungen ein Zuschlag zum Mitwirkungsverzögerungsgeld festgesetzt werden. Der Zuschlag beträgt höchstens 25.000 
Euro für jeden vollen Kalendertag der Mitwirkungsverzögerung und ist höchstens für 150 Kalendertage festzusetzen. 
 
Im Rahmen des elektronischen Datenzugriffs wird ebenfalls nachgebessert. Künftig kann die Finanzverwaltung verlangen, 
dass die Daten nach ihren Vorgaben in einem maschinell auswertbaren Format an sie übertragen werden. Zudem wird 
festgelegt, dass eine Speicherung dieser Daten auch auf mobilen Datenverarbeitungssystemen, also etwa auf dem Laptop 
des Betriebsprüfers, zulässig ist.  
 
Durch die Neuregelung der Ablaufhemmung erhofft man sich zudem die Beschleunigung von Außenprüfungen. Hierzu 
wurde eine neue zeitliche Grenze eingeführt. Die Ablaufhemmung endet spätestens fünf Jahre nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die Prüfungsanordnung bekanntgegeben wurde.  
 
 

EuGH: Uneingeschränkte Einsichtnahme in das Transparenzregister  
verletzt EU-Grundrechte 

 
In einem bedeutsamen Urteil hat der EuGH (Urteil v. 22.11.2022 - Rs. C-37/20, Rs. C-601/20, NWB JAAAJ-
36149) das bis dahin geltende Recht der Einsichtnahme in das Transparenzregister durch die Öffentlichkeit 
für ungültig erklärt17. 
 
In den verbundenen Rechtssachen WM (Rs. C-37/20) und Sovim SA (Rs. C-601/20) gegen Luxembourg Business Registers 
hat der EuGH entschieden, dass der Zugang aller Mitglieder der Öffentlichkeit zu den Registerinformationen die Grund-
rechte auf Achtung des Privat- und Familienlebens, der Wohnung sowie ihrer Kommunikation (Art. 7 Grundrechtscharta) 
und dem Recht auf Schutz der personenbezogenen Daten (Art. 8 Abs. 1 Grundrechtscharta) der registrierten wirtschaftli-
chen Eigentümer verletzt.  
 
Diese EuGH-Entscheidung markiert einen Abschnitt in der Entwicklung des Transparenzregisters. Das Transparenzregister 
bleibt zwar ein Vollregister. Die voraussetzungslose Einsichtnahme durch alle Mitglieder der Öffentlichkeit ist jedoch nicht 
mehr möglich. Vielmehr bedarf es zukünftig (wieder) eines berechtigten Interesses an der Einsichtnahme.  
 
Reaktion des Transparenzregisters 
 
Der Bundesanzeiger Verlag hat inzwischen die Registerpraxis an die neue EuGH-Rechtsprechung angepasst: Die Einsicht-
nahme von Mitgliedern der Öffentlichkeit ist nun an bestimmte Voraussetzungen geknüpft. Jeder Antrag auf Einsichtnahme 
ist eine Einzelfallentscheidung. Die Entscheidung beruht wesentlich auf der Begründung des Antrags, der in § 8 Abs. 1 der 
Transparenzregistereinsichtnahmeverordnung näher beschrieben ist.  

 
17 Dr. Christian Rösner, NWB Nr. 18 vom 05.05.2023, S. 1285 
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Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz (PUEG): 
Beiträge zur Pflegeversicherung steigen 

 
Am 26.05.2023 hat der Bundestag das Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz (PUEG) beschlossen. Der Bundesrat 
hat am 16.06.2023 dem Gesetz zugestimmt. Das Gesetz tritt ab dem 01.07.2023 in Kraft.  
 
Das Gesetz enthält unter anderem folgende Inhalte:  
 
· Der Beitragssatz für die Pflegeversicherung (PV) erhöht sich zum 01.07.2023 von 3,05 auf 3,4 Prozent.  
 
· Der Beitragssatz für den Arbeitgeber steigt von 1,525 auf 1,7 Prozent.  
 
· Der PV-Zuschlag für kinderlose Versicherte steigt von 0,35 auf 0,6 Prozent.  
 
· Für Eltern werden gestaffelte Beitragssätze nach Anzahl der Kinder eingeführt. Demnach werden Versicherte mit 

mehreren Kindern ab dem zweiten und bis zum fünften Kind um 0,25 Beitragssatzpunkte je Kind entlas-
tet.  

 
Beitrag für Gesamtbeitrag Arbeitnehmerbeitrag 

Kinderlose 4,00% 2,30% 

Eltern mit einem Kind 3,40% 1,70% 

Eltern mit 2 Kindern 3,15% 1,45% 

Eltern mit 3 Kindern 2,90% 1,20% 

Eltern mit 4 Kindern 2,65% 0,95% 

Eltern mit 5 und mehr Kindern 2,40% 0,70% 
 
· Die Elterneigenschaft, die Anzahl der Kinder und deren Alter sind in geeigneter Form gegenüber den beitrags-

abführenden Stellen (Lohnabrechnung) nachzuweisen, sofern diese Angaben nicht bereits aus anderen Gründen 
bekannt sind (vgl. § 55 Abs. 3 S. 6 SGB XI neu). Selbstzahler müssen die Elterneigenschaft gegenüber der Pflegekasse 
nachweisen.   

 
Diese Änderungen haben Auswirkungen auf die zu erstellenden Lohnabrechnungen und erfordern Vorbereitungen.  
 
Die Nachweise über die Anzahl der Kinder und deren Alter sind bei den Arbeitnehmern rechtzeitig anzufordern, damit der 
Beitragssatz zur Pflegeversicherung ab 01.07.2023 korrekt berechnet werden kann. Der Gesetzgeber plant für alle vor 
dem 01.07.2023 geborenen Kinder eine Übergangsfrist bis 31.12.2023. Wenn Nachweise bis 31.12.2023 vorgelegt wer-
den, kann der ermäßigte Beitragssatz zur Pflegeversicherung über eine Nachberechnung auch rückwirkend ab 01.07.2023 
berücksichtigt werden.  
 
Für alle ab dem 01.07.2023 geborenen Kinder muss der Nachweis innerhalb von 3 Monaten ab Geburt erbracht werden, 
damit der ermäßigte Beitragssatz rückwirkend ab dem Tag der Geburt berücksichtigt werden kann.  
 
Bei Fragen und zur Abstimmung können Sie sich gerne an die für Sie zuständigen Lohn-Sachbearbeiter/in-
nen wenden. 
 


